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Die Erste Seite

Vorsicht f�r in�sterreichaktiveWerkunternehmer:
22Mio. EuroStrafe f�reinenWerkvertrag
In einer Meldung der Wirtschaftskammer Steiermark (WKO) aus
Graz vom 9.8.2017 wird mitgeteilt, dass einem �sterreichischen
Unternehmen wegen Vergabe eines Montageauftrags an einen
Auftragnehmer aus Kroatien eine 22-Mio.-Euro-Strafe ins Haus
steht. Der Strafforderung sei ein Auftrag in einem anderen Unter-
nehmen vorausgegangen, wo nach einer Kesselexplosion rasch
ein Neuaufbau notwendig gewesen ist, um großen Schaden f�r
die betroffene heimische Industrie abzuwenden. Als Generalunter-
nehmer habe das betroffene Unternehmen die notwendigen
Schweißerarbeiten per Werkvertrag an
ein kroatisches Unternehmen �berge-
ben. Im Bericht der WKO wird nach-
dr�cklich kritisiert, dass dieser Werk-
vertrag in eine Arbeitskr�fte�berlas-
sung umgedeutet wurde und daraus
ein derart absurdes Strafmaß in H�he eines Vielfachen des Auf-
tragswerts entstanden sei. Im Ergebnis werden im Bericht ernst-
hafte Zweifel an der EU-Konformit�t des �sterreichischen Arbeits-
kr�fte�berlassungsgesetzes (A�G) ge�ußert.
Ohne dass dem Verfasser die genauen Hintergr�nde des Verfah-
rens bekannt sind, ist an dieser Stelle der WKO uneingeschr�nkt
zuzustimmen, dass das �sterreichische A�G in verschiedenen
Passagen EU-widrig ist. Dazu hat in einer anderen Werkvertrags-
angelegenheit die Generalanw�ltin Eleanor Sharpston im Rah-
men eines Vorabentscheidungsverfahrens vor dem EuGH (Rs. C-
586/13) in ihren Schlussantr�gen vom 15.1.2015 ungew�hnlich
deutlich zu Lasten des �sterreichischen Staates Stellung genom-
men. Sie hat nachdr�cklich kritisiert, dass es in diesem zun�chst
in �sterreich durchgef�hrten Verfahren nicht zu einem Vorabent-
scheidungsersuchen des �sterreichischen Verwaltungsgerichts-
hofs (VGH) an den EuGH gekommen ist. In ihrer Bewertung hat
sie das Ergebnis als „zutiefst bedauerlich“ bezeichnet und darauf
hingewiesen, dass eine Vorlage des VGH rechtzeitig zu dem er-
forderlichen Hinweis gef�hrt h�tte, die Sache zu Gunsten der t�-
tig gewordenen Unternehmen zu entscheiden, „und der Buß-
geldbescheid w�re aufgehoben worden“. Stattdessen habe das
betroffene Unternehmen jetzt eine erhebliche Geldbuße zu zah-
len, die nicht h�tte verh�ngt werden d�rfen, da das nach �ster-
reichischem Recht geltende Erfordernis einer Besch�ftigungsbe-
willigung f�r die Arbeitskr�fte des t�tig gewordenen Unterneh-

mens gegen Anlage 10 der Beitrittsakte von 2003 verstoßen
w�rde.
Die Parallelit�t beider F�lle liegt darin, dass es jeweils aufgrund der
(allein) �sterreichischen Rechts- und Verwaltungspraxis zu einer
Nichtanerkennung des werkvertraglichen Rechtsverh�ltnisses und
damit zu Belastungen der t�tig gewordenen Unternehmen gekom-
men ist. In dem vom EuGH durch Urteil vom 18.6.2015 entschiede-
nen Fall in der Rs. C-586/13 wurde das Erfordernis der Besch�fti-
gungsbewilligung von den �sterreichischen Beh�rden auf § 4

Abs. 2 Nr. 1 A�G gest�tzt. Hier ist gere-
gelt, dass Arbeitskr�fte�berlassung ins-
besondere dann vorliegt, wenn die Ar-
beitskr�fte ihre Arbeitsleistung „im Be-
trieb des Werkbestellers in Erf�llung
von Werkvertr�gen erbringen, aber

kein von den Produkten, Dienstleistungen und Zwischenergebnis-
sen des Werkbestellers abweichendes, unterscheidbares … Werk
herstellen oder an dessen Herstellungmitwirken“.
Im Ergebnis wird hierbei eine werkvertragliche Kooperation zwi-
schen zwei Unternehmen zun�chst als solche anerkannt, dann
aber aus administrativen Gr�nden zur besseren �berpr�fung und
Einschr�nkung von Werkvertr�gen wieder aufgehoben, um das
Ganze als illegale Arbeitnehmer�berlassung mit beh�rdlichen
Sanktionen belasten zu k�nnen. Der EuGH ist in seinem Urteil den
Schlussantr�gen der Generalanw�ltin Sharpston gefolgt und hat
eine werkvertragliche Abwicklung anerkannt und infolgedessen
die Illegalit�t der Arbeitnehmer�berlassung abgelehnt.
F�r die Praxis deutscher und anderer europ�ischer Werkunterneh-
men ist bei einem T�tigwerden in �sterreich h�chste Vorsicht ge-
boten, solange das �sterreichischen A�G noch nicht an das EU-
Recht angeglichen ist.
F�r den Fall, dass es zu einem Verfahren in �sterreich kommt, soll-
ten die betroffenen Unternehmen unbedingt zu erreichen versu-
chen, dass es zu einer Vorlage an den EuGH kommt. In diesem Zu-
sammenhang sind bei Vorliegen von A1-Entsendebescheinigun-
gen auch die Argumente zus�tzlich in das Verfahren einzubringen,
die sich nicht nur auf die sozialversicherungsrechtliche Statusbe-
st�tigung in der A1-Bescheinigung beziehen, sondern dar�ber hi-
naus auf die sich daraus ergebenden Grenzen f�r die Annahme
einer Arbeitnehmer�berlassung.

Werkvertrag oder nicht
Werkvertrag – das ist
in �sterreich die Frage
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